








intern zugleich einen erheblichen komparativen
Nachteil zur Hamas beschert. Zum einen haben
ausbleibende Erfolge in den verschiedenen
Friedensprozessen mit Israel den Grundansatz
der Fatah zumindest partiell delegitimiert. Zum
anderen haben die Staatsambitionen der Fatah
die Entwicklung einer breiten politisch-pro-
grammatischen Identität der Partei deutlich er-
schwert. Bis heute steht die Fatah vor allem für
nationale Befreiung durch Verhandlungen,
nicht für Politikfeldkompetenz. Zwar ist sie as-
soziiertes Mitglied der Sozialistischen Interna-
tionalen (SI); sie mittels klassischer rechts-
links-Rhetorik im politischen Spektrum zu ve-
rorten, ist aber nahezu unmöglich.

Nach 20 Jahren: Der 6. Generalkongress

Deutlich wurde dies jüngst auf dem lange er-
warteten und immer wieder verschobenen 6.
Generalkongress der Fatah, der im August
2009 in Bethlehem stattfand. Obwohl die Be-
wegung in den Oslo-Folgejahren zunächst
eine nahezu unangreifbare politische Domi-
nanz in den Palästinensischen Gebieten ge-
noss, verlor sie in den späten 1990er Jahren
Legitimität und Unterstützung. Die undurch-
sichtige Verquickung von PA, PLO und
Fatah ließ die Partei in Teilen der Bevölke-
rung als Synonym von Korruption und Vet-
ternwirtschaft erscheinen. Über die PA mit
Zugängen zu erheblichen Machtressourcen
versehen, sträubten sich etablierte Entschei-
dungsträger gegen jedwede Veränderung des
Status quo. Im Gleichschritt mit dem zum Er-
liegen gekommenen Friedensprozess ver-
harrte die Fatah fortan in Stagnation. Partei-
gremien tagten nicht oder nur unregelmäßig.
Inhaltliche Debatten fanden nicht statt.

Der institutionelle Stillstand der Fatah
konnte weder durch den Tod Arafats im Jahr
2004 noch durch die Abhaltung von Präsident-
schafts- und Legislativratswahlen in den Jahren
2005 und 2006 durchbrochen werden, in denen
die Fatah massive Verluste hinnehmen musste.
Möglicherweise als Vorleistung an die ambitio-
nierten Friedenspläne des US-Präsidenten Ba-
rack Obama war es dann jedoch Mahmud
Abbas, der überraschend führungsstark den
Reformstau zu durchbrechen begann. Im ver-
gangenen August rief er 2500 Delegierte zum 6.
Generalkongress der Fatah nach Bethlehem
und überraschte und verärgerte damit gestan-
dene Parteigrößen vor allem im Exil.

Das wichtigste Ergebnis war eine personelle
Erneuerung der Fatah. Zentralkomitee (ZK)
und Revolutionsrat (RR) wurden neu besetzt.
So konnten z. B. nur vier der 21 ZK-Mitglieder
ihren Sitz im Exekutivorgan der Fatah verteidi-
gen. 1 Die sogenannte „alte Garde“ der Fatah
wurde zum größten Teil ins politische Abseits
gedrängt. Dies hing zum einen mit deren dubio-
ser Leistungsbilanz zusammen, erscheint zum
anderen aber auch als Reflexion der in den ver-
gangenen 20 Jahren massiv veränderten Macht-
realitäten in der Bewegung. Verschiedene
Machtblöcke, die sich um die prominenten
Köpfe Mahmud Abbas, Mohammed Dahlan
und Jibreel Rajoub gruppieren, dominieren nun
die Institutionen. Der in Israel inhaftierte Mar-
wan Barghouti erhielt zwar viel Zustimmung
und erzielte ein gutes Ergebnis bei seiner Wahl
ins ZK, konnte jedoch keine seiner Gefolgsleute
in wichtige Positionen bringen.

Inhaltlich-programmatisch setzte sich dabei
eindeutig der pragmatische Flügel durch. Na-
hezu alle Mitglieder des ZK und RR waren be-
reits an Verhandlungen mit Israel beteiligt und
stehen für den pragmatischen, ausgehandelten
Zwei-Staaten-Ansatz. Die Vertreter des ge-
waltsamen Widerstands, häufig im Exil, wur-
den hingegen marginalisiert. Das formale
Festhalten am Recht des bewaffneten Wider-
stands gegen die israelische Besatzung im ver-
abschiedeten Programm des Parteitages än-
dert hieran – trotz teils heftiger Reaktionen
aus dem Ausland und vor allem aus Israel –
nur wenig. In ihrem Abschlussdokument
spricht sich die Fatah eindeutig für Verhand-
lungen aus. Andere Taktiken gelten hier ledig-
lich als Fallback-Optionen. „Wir haben ein
Recht auf Widerstand, aber wir wählen den
Frieden“, verkündete Abbas.

Diese Aussagen zur Konfliktlösung waren
zugleich die einzigen politisch gehaltvollen
Aussagen auf dem Generalkongress. Hinweise
zur politischen Vision der Fatah, gar zu einzel-
nen Politikfeldern, sucht man in allen Doku-
menten vergeblich. Die schwierige Einordnung
in Kategorien von Links und Rechts bleibt
daher bestehen – und damit auch die Frage nach
ihrer politisch-ideologischen Identität. Der
schwierige zweite Schritt nach dem Kongress

1 Vgl. Michael Bröning/Henrik Meyer, Neugeburt in
Bethlehem. Die Fatah und der 6. Generalkongress
2009, online: www.fespal.org/common/pdf/Fatahkon-
gress.pdf (25. 1. 2010).
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steht der Fatah erst noch bevor. 2 In diesem
wird es nicht nur darum gehen, die eigene pro-
grammatische Identität zu gestalten, sondern
auch in Anerkennung politischer Realitäten
eine Neupositionierung zur konkurrierenden
Hamas und deren De-facto-Regierung im Ga-
zastreifen vorzunehmen. Die Fatah zehrt
immer noch von ihrem Mythos als gesamtpalä-
stinensische Befreiungsbewegung und muss
der ernst zu nehmenden Gefahr eines
langfristigen Legitimitätszerfalls wirksam be-
gegnen. Ein Voranschreiten im Innern wie
auch im Friedensprozess mit Israel kann nur
gelingen, wenn sich die Fatah mit der Hamas
ins Benehmen setzt – und hierbei von externen
Akteuren unterstützt wird.

Siegeszug der Hamas

Die Islamische Widerstandsbewegung Hamas
(Harakat al-Muqawamat al-Islamiyah) in
einem Beitrag zur Parteienlandschaft der pa-
lästinensischen Gebiete zu behandeln, wirft
eine Reihe von Widersprüchen auf. Ähnlich wie
bei der Fatah wird die Kategorie Partei dem
Phänomen Hamas konzeptionell kaum gerecht.
Die Hamas versteht sich seit der Gründung
durch Ahmed Jassin im Jahre 1987 grundsätz-
lich als „Palästinensischer Arm der Muslimbru-
derschaft“, die von Ägypten ausgehend in zahl-
reichen Ländern der Region über bedeutenden
Einfluss verfügt. So klar die Gründung der Be-
wegung vor dem Hintergrund der ersten Intifa-
da zu definieren ist, so unscharf präsentiert sich
die Hamas dagegen in der Gegenwart. Was ist
die Hamas im Jahre 2010? Eine irrationale und
antisemitische Terrororganisation, die sich die
Zerstörung Israels und die Errichtung eines is-
lamischen Kalifats im historischen Palästina zur
Aufgabe gestellt hat? Eine sozio-kulturelle isla-
mische Caritas, die durch Bereitstellung von
Sozialdiensten Funktionen erfüllt, die der
Quasi-Staat der PA nicht umzusetzen vermag?
Eine staatstragende religiös-konservative politi-
sche Partei, die sich erfolgreich an Kommunal-
und Parlamentswahlen beteiligt hat und heute
nicht nur in zahlreichen Städten und Gemein-
den, sondern auch im Gazastreifen die staatli-
che Verwaltung von rund einem Drittel aller
Palästinenser umsetzt?

Doch nicht nur konzeptionell, auch geogra-
phisch ist die Hamas schwer zu fassen. Wo

schlägt das Herz der Bewegung: in den Flücht-
lingslagern der Westbank, in denen sich vom
Oslo-Prozess enttäuschte Aktivisten funda-
mentalistischen Widerstandsphantasien hinge-
ben? In israelischen Hochsicherheitsgefängnis-
sen, in denen Hamas-Aktivisten ihre Zellen mit
den eigentlich verfeindeten Fatah-Häftlingen
teilen und von dort aus den öffentlichen Dis-
kurs Palästinas immer wieder mit Zwischenru-
fen anreichern? Im syrischen Exil, in dem sich
der „Chef des Politbüros“ Khaled Mashal als
politischer Vetospieler geriert? In Hinterzim-
mern des Regimes in Teheran, das der Hamas
erhebliche Finanzmittel zukommen lässt? Oder
doch im bescheidenen Wohnhaus des De-facto-
Gaza-Ministerpräsidenten Ismail Haniyeh, der
im dicht bevölkerten Küstenstreifen seit 2007
eine Gegenregierung zu Premierminister Sa-
laam Fayyad unter Palästinenserpräsident
Abbas im Westjordanland unterhält und nach
wie vor international boykottiert wird?

Die Hamas ist derzeit am ehesten als eine Be-
wegung im Wandel zu begreifen, die prinzipiell
zwischen den umrissenen Polen des bewaffne-
ten Kampfes, der karitativ-sozialen Arbeit und
der formalen Partizipation am politischen Pro-
zess als Partei oszilliert. Hierbei hat die Hamas
jüngst an zahlreichen neuralgischen Punkten er-
hebliche Veränderungen durchlaufen. Diese
sind letztlich als Entwicklungstrend in Rich-
tung realpolitischer Pragmatismus zu verste-
hen. Zum Teil sind diese Reformen politisch ge-
wollt und bewusst vorangetrieben, zum Teil als
Reaktion auf äußere Zwänge zu begreifen. So
musste die Hamas ihre karitative Arbeit in der
Westbank unter der von Premierminister
Fayyad geleiteten PA mittlerweile fast vollstän-
dig einstellen, während sie seit Übernahme des
Gazastreifens ihre politischen state-building-
Ambitionen nunmehr offen umsetzen kann.
Die Übernahme des Gazastreifens ist dabei ein
einmaliger Vorgang, der auch regional einen
Sonderfall darstellt und erheblichen Einfluss
auf die Hamas als Bewegung ausübt. 3 Von
Selbstmordanschlägen hat sie bereits im Jahr
2005 Abstand genommen, verfügt nunmehr je-
doch im Gazastreifen über zumindest partiell
professionalisierte Streitkräfte. Gemeinsam ist
diesen Veränderungen, dass sie vor dem Hinter-
grund der gewaltsamen Eskalationen des ver-
gangenen Gaza-Krieges auf internationaler

2 Vgl. International Crisis Group, Palestine: Salvaging
Fatah, Middle East Report, Nr. 91 vom 12. 11. 2009.

3 Vgl. Michael Bröning/Henrik Meyer, Halb zog es
sie, halb sank sie hin, in: Internationale Politik, 64
(2009) 9/10, S. 30–38.

31APuZ 9/2010



Ebene bislang kaum wahrgenommen wurden. 4

In Bezug auf diese Weiterentwicklungen ist je-
doch unklar, inwiefern und wie lange sie vor
dem Hintergrund der anhaltenden Blockade
des Gazastreifens von der Hamas aufrechter-
halten und beibehalten werden können. Klar
scheint dabei, dass der internationale Boykott
der Bewegung sowie die Isolation des Küsten-
streifens die kompromissbereiteren Kräfte in-
nerhalb der Hamas langfristig schwächen.

Was will die Hamas?

Westliche Beobachter beziehen sich in ihrer
Beurteilung der Hamas immer wieder auf die
sogenannte „Hamas Charta“ aus dem Jahr
1988, in der die Bewegung augenscheinlich
ihre politische Programmatik und ihren Anti-
semitismus offen präsentiert. Die Charta wird
dabei in der Regel als Gründungsdokument
der Hamas bezeichnet, welche die „Befreiung“
des gesamten historischen Palästinas durch be-
waffneten Kampf als Ziel definiert, Verhand-
lungen als „Zeitverschwendung“ zurückweist,
Gesamtpalästina als niemals zu teilendes isla-
misches Erbe begreift und dem Staat Israel
jede Daseinsberechtigung abspricht. In Bezug
auf diese politische Agenda der Hamas Charta,
aber auch auf die das Dokument durchziehen-
den antisemitischen Verschwörungstheorien,
werden Versuche der kritischen Einbindung
der Hamas immer wieder als illusorisch oder
defätistisch zurückgewiesen. Obwohl eine sol-
che Bewertung im Hinblick auf die Charta ge-
rechtfertigt erscheinen mag, lässt sie bedeuten-
de jüngere Entwicklungen außer Acht. Derzeit
finden sich keinerlei aktuellen Erklärungen der
Hamas, die auf die Charta verweisen oder poli-
tisches Handeln durch Verweis auf das Doku-
ment rechtfertigen. 5

Aufschlussreicher für die Gegenwart er-
scheinen aktuellere Politikkonzepte der
Hamas, die entgegen verbreiteter Annahmen
detailliert vorliegen. Zu verweisen ist hier
etwa auf das Hamas Wahlprogramm aus dem
Jahr 2005, den Programmentwurf für eine pa-

lästinensische Koalitionsregierung aus dem
Jahr 2006 sowie das Grundlagenpapier des
Hamas-Kabinetts vom März 2006. Eine Ana-
lyse dieser Politikentwürfe macht eine Weiter-
entwicklung der politischen Agenda der
Hamas deutlich, die in ihrer Bedeutung kaum
zu überschätzen ist. Während die Hamas
Charta noch martialisch zum Kampf aufrief,
bis „das Banner Allahs über jeden Zentimeter
von Palästina aufgepflanzt wird“, bezieht sich
das rund 20-seitige Wahlprogramm von 2005
nur noch an zwei Stellen auf „militärische Ak-
tionen“ gegen Israel und das Konzept des be-
waffneten „Widerstandes“ (Artikel 1 und 8).
16 Absätze thematisieren dagegen bildungs-
politische Fragen, Verwaltungsreformen und
Bürgerrechte, legen zugleich jedoch auch fest,
dass die „islamische Scharia die wichtigste
Quelle der Gesetzgebung in Palästina sein“
soll. Gemeinhin charakterisiert dieses Wahl-
programm eine erste Neuorientierung der
Hamas in Richtung einer politischen Partei.

In der Praxis wurde dieser Wandlungspro-
zess mit der Entscheidung zur Teilnahme an
den Wahlen zum PLC im Jahr 2005 untermau-
ert. Noch im Jahr 1996 hatte die Hamas die
Wahlen als faktische Anerkennung des Oslo-
Prozesses boykottiert. Eine Fortsetzung fand
diese programmatische Weiterentwicklung im
Programmentwurf für eine Koalitionsregie-
rung aus dem Jahr 2006. In diesem hatte sich
die Hamas erfolglos bemüht, die unterlegene
Fatah für eine gemeinsame Regierungsüber-
nahme in den Palästinensergebieten zu gewin-
nen. In 40 Artikeln weitet der Entwurf inhalt-
lich durch Diskussion der „Rolle von Berufs-
genossenschaften und Gewerkschaften“
(Artikel 23) sowie der „Zivilgesellschaft“ (Ar-
tikel 22) den politischen Horizont der Bewe-
gung und verzichtet nahezu gänzlich auf kom-
promisslose Widerstandsrhetorik im Geiste
der Charta. An diese inhaltlichen Entwicklun-
gen anschließend präsentierte Ministerpräsi-
dent Haniyeh am 27. März 2006 schließlich
ein Regierungsprogramm, das unter anderem
ökonomische Fragestellungen freier Markt-
wirtschaft erörtert sowie „notwendige Anrei-
ze und Garantien für Auslandsinvestitionen“
ankündigt, da diese eine „Kernsäule nachhal-
tiger Entwicklung“ darstellen.

Der Rückgriff auf diese Politikentwürfe
kann sicherlich nicht den Beweis dafür erbrin-
gen, dass die Hamas nunmehr den Entwick-
lungsprozess hin zu einer rein an Sachfragen

4 Vgl. Michael Bröning, Hamas 2.0. The Islamic Resi-
stance Movement Grows Up, in: Foreign Affairs (on-
line), (2009) 8, online: www.foreignaffairs.com/ar-
ticles/65214/michael-br%C3%83%C2%B6ning/ham
as-20 (25. 1. 2010).
5 Vgl. Paul Scham/Osama Abu-Irshaid, Hamas –
Ideological Rigidity and Political Flexibility, United
States Institute of Peace, Special Report 224, (2009) 6,
S. 4 f.
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interessierten demokratisch legitimierten Re-
gierungspartei abschließend durchlaufen hat.
Eine solche Einschätzung verhindert schon
die mehr als gemischte Menschenrechtsbilanz
in Gaza seit der Hamas-Machtübernahme. 6

Wohl aber zeigen die Dokumente das Ausmaß
der Professionalisierung im politischen An-
spruch der Bewegung, die das Element des be-
waffneten Widerstandes nunmehr zumindest
durch umfangreiche Politik- und Gesell-
schaftsentwürfe kontextualisiert und faktisch
auch – zumindest bis auf weiteres – relativiert
hat. Politisch besonders relevant wird diese
Entwicklung durch die inhaltliche Genese der
Hamas in der Frage zur Positionierung gegen-
über dem Staat Israel.

Im Mai 2009 trat der Chef des Politbüros
in Damaskus an die Öffentlichkeit und ver-
kündete ein faktisches Umschwenken der
Hamas auf die Errichtung eines Palästinen-
serstaates in der Westbank und im Gazastrei-
fen. „Unsere Minimalforderung ist die Grün-
dung eines palästinensischen Staates mit vol-
ler Souveränität in den Grenzen von 1967 mit
Jerusalem als Hauptstadt. Wir fordern eine
Beseitigung aller Checkpoints und das Recht
auf Rückkehr der palästinensischen Flücht-
linge“, erklärte Khaled Mashal. Haniyeh
hatte sich in Gaza kurz zuvor ähnlich positio-
niert. Anders als in früheren Erklärungen ver-
zichteten Haniyeh und Mashal auf jeden Ver-
weis darauf, dass die Etablierung eines Palä-
stinenserstaates in den Grenzen von 1967
lediglich Bestandteil der Befreiung Gesamt-
palästinas „in Phasen“ darstelle. Von Mashal
wurde hierbei mittlerweile gar eine Waffenru-
he (Hudna) von bis zu 100 Jahren in Aussicht
gestellt. 7 Auch die Forderung nach einem
Recht auf Rückkehr der Flüchtlinge ist letzt-
lich politisch anschlussfähig, da sich diese Po-
sition mit der offiziellen Haltung der PLO
deckt, mit der Israel seit Beginn des Oslo-
Prozesses verhandelt.

Die hier zu beobachtende Neuorientierung
in Richtung einer impliziten Koexistenz mit
Israel wird auch dadurch offenbar, dass die
Hamas mittlerweile von radikaleren Gruppen

wegen ihrer angeblichen Kapitulation gegen-
über dem „zionistischen Feind“ kritisiert und
auch militärisch bekämpft wird. 8 Kompro-
misslose Gruppen wie etwa die Hisb Al Tah-
rir (Partei der Befreiung), der Islamische
Jihad, die Jaish al Islam (Islamische Armee),
die Jaish al Umma (Armee der Gemeinschaft
der Gläubigen) haben vor allem in Gaza Zu-
lauf gefunden. Im August des vergangenen
Jahres etwa endete eine Auseinandersetzung
zwischen der obskuren Jund Ansar Allah
(Soldaten der Gefährten Gottes) und der
Hamas-Polizei in Rafah mit 22 Toten.

Die Kritik von radikaleren Gruppen ist ein
Grund, weshalb von der Hamas auch in Zu-
kunft eine formelle Akzeptanz des Existenz-
rechtes Israels nicht zu erwarten ist. Sie er-
klärt nicht zuletzt auch die Ansprache Ha-
niyes in Gaza, in der er jüngst anlässlich des
22. Jahrestages der Hamas-Gründung einen
politischen Anspruch auf „ganz Palästina“
zumindest rhetorisch auf der Agenda hielt. 9

Eine weitere Ursache für das Beharren der
Hamas auf der Nicht-Anerkennung Israels ist
die Wahrnehmung, dass die Akzeptanz Israels
einen politischen Trumpf darstellt, der nicht
vorzeitig ausgespielt werden darf. Aus der
Sicht der Hamas ist der kollabierte Oslo-Pro-
zess, der mit der gegenseitigen Anerkennung
der Konfliktparteien begann, ein Negativbei-
spiel. So fragte Haniyeh jüngst rhetorisch:
„In the past, Yasser Arafat recognized Israel
but failed to achieve much. Today, Mahmoud
Abbas recognizes Israel, but we have yet to
see any of the promised dividends of the
peace process.“ 10

Wer führt die Hamas?

Angesichts der anhaltenden internationalen
Isolation und der Fortsetzung der sogenann-
ten „targeted killings“ Israels gegen Entschei-
dungsträger der Hamas erstaunt es nicht, dass
die Hamas ihre Organisationsstruktur stets
so intransparent wie möglich gehalten hat. In
der Öffentlichkeit hat sich angesichts der
spärlichen Informationen eine simplistische

6 Vgl. Human Rights Watch, Under Cover of War:
Hamas Political Violence in Gaza, (2009) 4, online:
www.hrw.org/sites/default/files/reports/iopt0409web.
pdf (25. 1. 2010).
7 Vgl. Interview mit Khaled Mashal, in: Foreign Poli-
cy, (2009) 1.

8 Vgl. Barak Mendelsohn, Hamas and Its Discontents.
The Battle over Islamic Rule in Gaza, in: Foreign Af-
fairs (online), (2009) 9, online: www.foreignaffa
irs.com/articles/65417/barak-mendelsohn/hamas-and-
its-discontents (25. 1. 2010).
9 Vgl. Fawaz A. Gerges, The Transformation of Ha-
mas, in: The Nation vom 25. 1. 2010.
10 New Statesman vom 17. 9. 2009.
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Wahrnehmung der Hamas-Führungsstruktur
durchsetzen können, die der Realität kaum
gerecht wird. Regelmäßig findet sich hier
etwa die These einer Dichotomie zwischen
„Exil-“ und Inlands-Hamas, wobei letztere in
der Regel als politisch „moderater“ charakte-
risiert wird. 11 Der tatsächliche aktuelle Orga-
nisationsaufbau der Hamas stellt sich hinge-
gen komplexer dar und kreist um verschie-
dene Machtzentren in Damaskus und Gaza,
die jedoch nicht per se als „moderat“ oder
„radikal“ kategorisiert werden können.

Da diese Entscheidungsstrukturen stetigen
Änderungen unterworfen sind, stellt sich die
Frage, an welcher Stelle das politische Mo-
mentum der Bewegung derzeit besonders
groß ist. Angesichts der Etablierung der
Hamas im Gazastreifen als De-facto-Staats-
partei scheint besonderes Gewicht derzeit auf
den Entscheidungsträgern in Gaza zu liegen.
Dieser Trend würde der grundsätzlichen Ent-
wicklung innerhalb palästinensischer Grup-
pen entsprechen, in denen die Exilführer

langfristig gegenüber den Entscheidungsträ-
gern vor Ort an Einfluss eingebüßt haben. 12

Ungewiss: Versöhnung zwischen
Fatah und Hamas

Angesichts der Tatsache, dass die anhaltende
Konfrontation zwischen Fatah und Hamas die
internationale Verhandlungsposition der Palä-
stinenser erheblich schwächt, bemühen sich
beide Parteien seit langem – vor allem unter
ägyptischer Ägide – ihre Differenzen zu begra-
ben. Ziel ist, Gaza sowie die A- und B-Zonen
der Westbank wieder unter die Kontrolle
einer Einheitsregierung zu stellen, die von
Fatah und der Hamas unterstützt oder zumin-
dest toleriert wird. Eine solche „Nationale
Versöhnung“ wird dabei auch deshalb immer
dringender, weil Fatah und Hamas ihre spätes-
tens seit Januar 2010 abgelaufenen politischen
Mandate durch Wahlen nur dann überzeugend
erneuern können, wenn sie sich auf einen ge-
meinsamen Wahlablauf geeinigt haben. Trotz
der Dringlichkeit ist mit einer raschen Über-

Abbildung: Organisationsaufbau der Hamas im Jahr 2010
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Quelle: Eigene Darstellung; beruht auf Interviews, die die Friedrich-Ebert-Stiftung im Jahr 2010 in der Westbank
und in Gaza durchführte.

11 Vgl. International Crisis Group, Gaza’s Unfinished
Business, Middle East Report Nr. 85 vom 23. 4. 2009,
S. 12.

12 Vgl. Mohammad Bazzi, Inside Hamas’ Power
Structure, in: Miftah, (2006) 6.
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windung der Spaltung nicht zu rechnen. Zwar
hat die Fatah anders als die Hamas das vom
ägyptischen Verhandlungsführer Omar Suley-
man unterbreitete Versöhnungsdokument öf-
fentlichkeitswirksam unterzeichnet, eine Um-
setzung der vereinbarten Schritte wäre jedoch
auch bei einem Einlenken der Hamas unwahr-
scheinlich. Denn dies würde von Hamas und
Fatah die weitgehende Aufgabe ihrer jeweili-
gen Machtmonopole verlangen. Hierzu jedoch
scheint keine der beiden Bewegungen derzeit
bereit. Der die Gesamtregion durchziehende
Konflikt islamischer Protestakteure mit natio-
nalistisch-säkularen Staatsmächten dürfte auf
die Palästinensischen Gebiete bezogen auf ab-
sehbare Zeit auch weiterhin in einer geogra-
phischen Spaltung münden.

Auf der Suche nach Alternativen

Die bestehende Dominanz von Fatah und
Hamas hat die Entwicklung weiterer Parteien
nicht ausgeschlossen. Zu erwähnen sind hier
etwa die „linken“ Parteien wie Demokrati-
sche Front für die Befreiung Palästinas
(DFLP), Partei des Palästinensischen Volkes
(PPP) und die von der EU als Terrororganisa-
tion gelistete Volksfront für die Befreiung Pa-
lästinas (PFLP). Obgleich institutionell in der
PLO vertreten, ist das Potenzial dieser Grup-
pierungen begrenzt. Da sie in der Vergangen-
heit stets die Fatah unterstützten, werden sie
zudem kaum als Alternative zum politischen
Establishment wahrgenommen.

Unzufrieden mit Fatah und Hamas grün-
deten Intellektuelle wie Edward Said und
Mustafa Barghouti im Jahr 2002 die Palästi-
nensische Nationale Initiative (Al-Mubadara)
als linksliberale Alternative. Obwohl inhalt-
lich ausdifferenziert, konnte Al-Mubadara
die Erwartungen als Partei bislang nur teil-
weise erfüllen. Zwar konnte ihr Vorsitzender
Barghouti bei den vergangenen Präsident-
schaftswahlen 19 % auf sich vereinen, schnitt
bei den Parlamentswahlen jedoch bescheide-
ner ab. Faktisch wirbt die Partei mit dem
Konzept des gewaltlosen Widerstandes um
Wähler, die sich weder für Hamas noch für
Fatah aussprechen möchten und agiert in der
Dichotomie zwischen Hamas und Fatah
immer wieder auch als Vermittler.

Michaela Birk · Ahmed Badawi

Bedeutung und
Wandel der
Arabischen
Friedensinitiative

Die Arabische Friedensinitiative (im Ori-
ginal: Arab Peace Initiative, API)

wurde von der Arabi-
schen Liga im März
2002 verabschiedet. Die
Initiative beinhaltet das
Angebot, dass, sollte
sich Israel auf die Gren-
zen von 1967 zurück-
ziehen und einen unab-
hängigen palästinensi-
schen Staat mit Ost-
Jerusalem als Haupt-
stadt anerkennen, die
arabischen Staaten zur
„Normalisierung“ ihrer
Beziehungen mit Israel
bereit seien. Zudem for-
dert sie eine Lösung der
Flüchtlingsfrage in Übereinstimmung mit der
UN-Resolution 194. Die API ist kein Frie-
densplan und sie als „Initiative“ zu bezeich-
nen könnte missverständlich sein. Sie ist eher
eine Absichtserklärung – wenn auch eine sehr
bedeutsame – und gilt als eine der wichtigsten
arabischen Erklärungen seit der Gründung
Israels im Jahr 1948. 1

Obwohl die Initiative einen umfassenden
und dauerhaften Frieden im Nahen Osten
verspricht, hat sie Israel bislang nicht dazu
bewegen können, die Besetzung der arabi-
schen Gebiete zu beenden und der Gründung
eines lebensfähigen palästinensischen Staates
zuzustimmen. Zwar haben viele Stimmen aus
der arabischen Welt in den vergangenen Mo-
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naten dazu aufgerufen, die API zurückzuzie-
hen. Jedoch sind solche Aufrufe eher als Aus-
druck der Frustration über Israels Reaktion
auf die API und die Fortsetzung seiner Poli-
tik in den besetzten Gebieten zu verstehen
denn als eine wirkliche Abkehr von den In-
halten der Initiative. Denn im Grunde ist die
API nichts anderes als die kollektive Bekräfti-
gung dessen, was von einzelnen Mitgliedstaa-
ten der Arabischen Liga (AL) bereits aner-
kannt und umgesetzt wurde. Vor diesem Hin-
tergrund sind Aufrufe, die Initiative
zurückzuziehen, vernachlässigbar.

Historischer Kontext der Initiative

Die API könnte als ein Zeichen dafür gewer-
tet werden, dass die regierenden Eliten der
wichtigsten arabischen Staaten von der Ge-
schichte eingeholt wurden. Sie ist der Höhe-
punkt einer Reihe von Veränderungen im
strategischen Denken der arabischen Führun-
gen seit der Niederlage im Jahr 1967, als Is-
rael drei arabische Armeen besiegte und Ost-
Jerusalem, das Westjordanland, den Gaza-
streifen, den Sinai sowie die Golanhöhen be-
setzte. Es dauerte allerdings einige Jahre bis
die arabischen Staaten die militärische Über-
legenheit Israels akzeptierten. So kam es zu-
nächst im September 1967, also unmittelbar
nach dem Ende des Sechs-Tage-Krieges, auf
einem arabischen Gipfeltreffen zum berühm-
ten Beschluss der „drei Nein“: Nein zu einer
Anerkennung Israels, Nein zu Verhandlun-
gen mit Israel, Nein zu einem Frieden mit Is-
rael.

In der Folgezeit verbreitete sich innerhalb
der arabischen Welt allmählich das Einsehen,
dass es zunehmend unrealistischer wurde, Pa-
lästina gewaltsam zu befreien – insbesondere
da abzusehen war, dass Israel weiterhin die
Unterstützung der USA genießen würde.
Dieser als Durchbruch anzusehende neue
Denkansatz wurde vom damaligen ägypti-
schen Präsidenten Anwar Sadat und dem Vor-
sitzenden der Palästinensischen Befreiungsor-
ganisation (PLO) Jassir Arafat forciert. Der
Erfolg Sadats im Jahr 1979, den Kriegszu-
stand mit Israel zu beenden und durch Diplo-
matie den Sinai zurückzugewinnen, bekräf-
tigte die Ansicht – zumindest unter denen,
die ohnehin offen waren für eine gewaltfreie
Lösung –, dass Verhandlungen der vielver-
sprechendere Weg seien.

Auch innerhalb der palästinensischen Füh-
rung kam es zu einem strategischen Umden-
ken. Die PLO unter dem Vorsitz Arafats ver-
kündete im Jahr 1974 einen „Stufenplan“ für
die Befreiung, die mit der Etablierung der Pa-
lästinensischen Autonomiebehörde auf allen
befreiten Gebieten des historischen Palästinas
ihren Anfang finden sollte. Dies stellte eine,
wenn auch implizite Abkehr vom ursprüngli-
chen Ziel der PLO (Israel zu vernichten und
ganz Palästina zu befreien) dar.

Im Jahr 1982 enthüllte Saudi-Arabien einen
als „King Fahd“-Plan bekannt gewordenen
Vorschlag, der im Kern der späteren API sehr
ähnelte. Im Jahr 1988 akzeptierte die PLO
schließlich die Resolution 242 des UN-Sicher-
heitsrates und schwor offiziell der Gewalt wie
auch dem bewaffneten Kampf ab. Mit der Frie-
denskonferenz von Madrid im Jahr 1991 starte-
ten bi- und multilaterale Verhandlungen und
zwei Jahre später kam es schließlich zum be-
rühmten Händedruck zwischen Yitzhak Rabin
und Jassir Arafat auf dem Rasen des Weißen
Hauses, gefolgt von der Unterzeichnung eines
Friedenvertrages zwischen Israel und Jordanien
im Jahr 1994. Diese Ereignisse, die sich über
eine Zeitspanne von 20 Jahren erstrecken, tru-
gen zur Anerkennung des Existenzrechts Israels
in den arabischen Staaten bei.

Das Besondere an der API ist, dass die re-
gierenden Eliten von so unterschiedlichen
Staaten wie Syrien, Katar oder Algerien,
neben Ägypten, Jordanien, der Palästinensi-
schen Autonomiebehörde (PA) und anderen
Mitgliedstaaten der AL sich erstmals offiziell
für das Prinzip „Land für Frieden“ ausspre-
chen. In der arabischen Welt ist – zumindest
auf Ebene der offiziellen Außenpolitik –
längst keine Rede mehr von der „Befreiung
ganz Palästinas“. Inhaltlich birgt die API
keine substanziellen Neuerungen. Im Grun-
de ist sie eine gemeinsame Erklärung der
AL-Mitglieder, in der sie das bekräftigen,
was sie als Einzelstaaten in bilateralen Ver-
handlungen mit Israel bereits anerkannten.
Daher kann man sich die Frage stellen, wes-
halb diese Erklärung ausgerechnet im Jahr
2002 abgegeben wurde und nicht vor oder
nach diesem Zeitpunkt. Der unmittelbare
Kontext, der zur Verkündung der API
führte, deutet darauf hin, dass sie in erster
Linie für die internationale Staatengemein-
schaft gedacht war und sich nur in zweiter
Linie an Israel richtete. Um dies zu verdeut-
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lichen, ist es hilfreich, zunächst die Rolle
Saudi-Arabiens zu beleuchten.

Saudi-arabische Initiative

Die API wurde erstmals in Thomas Fried-
mans Kolumne in der New York Times im
Februar 2002 erwähnt. 2 Im darauf folgen-
den März sollte in Beirut ein Gipfeltreffen
der AL stattfinden. Weit oben auf der Ta-
gesordnung stand die sich zunehmend ver-
schlechternde Lage in den besetzten Gebie-
ten infolge der zweiten Intifada. Friedman
stellte die Frage, weshalb die Araber nicht
einfach erklärten, das Existenzrecht Israels
anerkennen und mit Israel normale Bezie-
hungen etablieren zu wollen, wenn es sich
aus den Gebieten zurückziehe. Daraufhin
erhielt Friedman eine Einladung nach Saudi-
Arabien, wo Kronprinz Abdullah von seiner
Absicht erzählte, den arabischen Vertretern
in Beirut exakt dies vorschlagen zu wollen:
Die arabische Welt solle Israel im Gegenzug
für seinen Rückzug aus den im Jahr 1967
besetzten Gebieten eine Normalisierung der
Beziehungen anbieten.

Die Entscheidung der Saudis, diese Exklu-
sivmeldung durch einen amerikanischen Ko-
lumnisten verkünden zu lassen, ist vor fol-
gendem Hintergrund von Relevanz: Kurz
nach den Anschlägen am 11. September 2001
– bei denen 15 der 19 Flugzeugentführer sau-
dische Staatsbürger mit Verbindungen zu al-
Qaida waren – geriet Saudi-Arabien unter
enormen Druck seitens der USA. Die API –
damals auch „Abdullah Plan“ oder „saudi-
sche Friedensinitiative“ genannt – konnte
daher als Versuch Saudi-Arabiens und ande-
rer „gemäßigter“ arabischer Staaten wie
Ägypten und Jordanien gewertet werden, die
Spannungen mit den USA abzubauen.

Ein weiterer Faktor, der zum besseren Ver-
ständnis der Umstände beiträgt, die zur Ver-
kündung der API führten, ist die im Septem-
ber 2000 ausgebrochene zweite Intifada mit
blutigen Folgen für Israelis und Palästinenser.
Das Scheitern des Oslo-Abkommens sowie
über arabisches Satellitenfernsehen verbreite-
te Bilder leidender Palästinenser nährten bei
den arabischen Führern Ängste vor einer De-
stabilisierung ihrer Regime und drohten ihre
Legitimität und Glaubwürdigkeit zu erschüt-

tern. Daher versuchten sie sich als Unterstüt-
zer der Palästinenser zu präsentieren und
Druck auf die Regierung Ariel Scharons aus-
zuüben, um im Gegenzug für normale Bezie-
hungen mit der gesamten arabischen Welt
eine friedliche Regelung des Konfliktes zu er-
reichen.

Der Text der Initiative musste einige Ver-
änderungen durchlaufen, ehe ihr Syrien und
Libanon zustimmten. Syrien erhob Einwän-
de gegen die Bezeichnung „Normalisierung“
(der Beziehungen) und ersetzte diese mit
dem Ausdruck, die arabischen Staaten woll-
ten „(. . .) im Rahmen dieses umfassenden
Friedens normale Beziehungen zu Israel auf-
bauen“. 3 Zudem bestanden beide Staaten
darauf, dass nicht nur der Rückzug Israels
aus den palästinensischen Gebieten gefordert
werden sollte, sondern aus allen besetzten
arabischen Gebieten – einschließlich der sy-
rischen Golanhöhen und eines kleinen, unge-
fähr 22 Quadratkilometer großen, umstritte-
nen Landstückes im Südlibanon, das als
„Schebaa-Farmen“ bekannt ist. Die Beset-
zung der Schebaa-Farmen wird von der His-
bollah immer wieder als Vorwand benutzt,
um ihre Entwaffnung abzulehnen oder Ver-
geltungsanschläge in Nordisrael zu verüben.
Eine Lösung für die Schebaa-Farmen ist
daher ein entscheidendes strategisches Ziel
jeder libanesischen Regierung, die das eigene
Gewaltmonopol festigen und Milizen ent-
waffnen will. Auch wehrte sich der Libanon
vehement gegen jede Vorlage, in der nicht
explizit die Repatriierung der palästinensi-
schen Flüchtlinge im Libanon erwähnt
wurde. Dennoch stimmten beide Staaten
nach intensiven Verhandlungen und Druck
seitens Ägypten und Saudi-Arabien folgen-
der Formulierung zu: „Die Arabische Liga
ruft Israel dazu auf, sich für (. . .) das Errei-
chen einer gerechten und abgestimmten Lö-
sung für das palästinensische Flüchtlingspro-
blem in Übereinstimmung mit der UN-Re-
solution 194 einzusetzen.“ 4

Im Juni 2002 wurde sie von allen 57 Mit-
gliedern der Organisation der Islamischen
Konferenz (OIK), einschließlich des Iran, an-

2 Vgl. The New York Times vom 2. 2. 2002.

3 Die Endversion der auf dem Gipfel in Beirut verab-
schiedeten Initiative sowie die in Vorbereitung des
Gipfels diskutierte Version sind online: www.al-
bab.com/Arab/docs/league/peace02.htm (1. 2. 2010).
4 Ebd.

37APuZ 9/2010



genommen. Die iranische Regierung stand
damals unter der Führung des moderaten und
reformorientierten Präsidenten Mohammad
Khatami. Er wurde im Jahr 2005 vom Hardli-
ner Mahmud Ahmadinedschad abgelöst. Im
Laufe eines Staatsbesuches im Jahr 2007 in
Riad wurde zwar von den saudi-arabischen
Medien berichtet, dass auch Präsident Ahma-
dinedschad der API seine Unterstützung aus-
gesprochen habe. Jedoch wurde diese Nach-
richt umgehend von hochrangigen iranischen
Regierungsmitgliedern dementiert. Offiziell
unterstützen jedoch weiterhin alle OIK-Mit-
glieder die von Saudi-Arabien lancierte Initia-
tive. Diese Position wurde selbst im Mai 2009
– also kurz nach dem verheerenden Gaza-
Krieg – bekräftigt. Vor diesem Hintergrund
ist die offizielle israelische Reaktion auf die
API, die sich anfangs in Ablehnung und an-
schließend in Ambivalenz äußerte, umso irri-
tierender.

Polarisierung in der arabischen Welt

Seit der Verkündung der Initiative im Jahr
2002 haben sich die Rahmenbedingungen im
Nahen Osten erheblich verändert. Dazu tru-
gen der Tod Arafats im Jahr 2004 und das dar-
auf folgende Machtvakuum in den palästinen-
sischen Gebieten bei, der Krieg zwischen Is-
rael und der Hisbollah im Jahr 2006 sowie
der Krieg zwischen Israel und der Hamas im
Gazastreifen. Diese Ereignisse vor dem Hin-
tergrund ausbleibender Fortschritte beim
Friedensprozess haben unter den arabischen
Eliten zu einer erneuten Polarisierung zwi-
schen „Gemäßigten“ und „Hardlinern“ ge-
führt. Das gemäßigte, moderate Lager um-
fasst die PA sowie Ägypten und Jordanien,
die diplomatische Beziehungen zu Israel un-
terhalten, wie auch Saudi-Arabien. Sie alle
haben strategische Beziehungen zu den USA.
Dem steht das „Lager der Hardliner“ mit
Hamas, Syrien und seit kurzem auch das vom
Iran unterstützte Katar gegenüber.

Das Beispiel Syriens zeigt, wie sich die Ein-
stellung gegenüber der API bei den „Hardli-
nern“ veränderte. Da es im Nahen Osten ohne
Ägypten kein Krieg gegen Israel und ohne Sy-
rien kein Frieden mit Israel geben kann, ist die
syrische Unterstützung für die Initiative von
enormer Bedeutung. Als die API im Jahr 2002
verkündet wurde, war Syriens Präsident Bas-
har Assad gerade einmal zwei Jahre im Amt.

Seit seinem Amtsantritt entwickelte sich ein
enges Verhältnis zwischen ihm und dem ägyp-
tischen Präsidenten Husni Mubarak sowie der
saudischen Königsfamilie, was wesentlich
dazu beitrug, die syrischen Einwände gegen
die API zu überwinden. Jedoch verschlechter-
ten sich diese mit der Ermordung des populä-
ren libanesischen Ministerpräsidenten Rafiq
Hariri im Februar 2005, für die der syrische
Geheimdienst verantwortlich gemacht wird.
Diese Ereignisse, gekoppelt mit Syriens anhal-
tender Unterstützung für die Hamas und His-
bollah, sowie seine strategische Allianz mit
dem Iran führten dazu, dass sich die Regie-
rung Assads allmählich vom gemäßigten ara-
bischen Lager distanzierte.

Ein weiteres Beispiel für die Polarisierung
innerhalb der arabischen Staatengemeinschaft
ist der Sondergipfel der AL im Januar 2009.
Katar drängte auf seine Einberufung als Aus-
druck der Solidarität mit den Palästinensern,
was von Ägypten und Saudi-Arabien abge-
lehnt wurde. Beide Staaten erklärten, dass der
ohnehin anstehende Wirtschaftsgipfel in der
darauf folgenden Woche in Kuwait ausreiche,
um auf den israelischen Angriff auf Gaza zu
reagieren. Allerdings kann auch von anderen
Beweggründen Ägyptens und Saudi-Arabiens
ausgegangen werden: Zum einen stehen beide
Länder Katar aufgrund der kritischen Bericht-
erstattung des dort angesiedelten Nachrichten-
senders Al-Jazeera ohnehin mit großem Miss-
trauen gegenüber. Hinzu kommt, dass beide
aufgrund ihrer politischen Nähe zu den USA
zurückhaltend gegenüber Sondergipfeln in
Krisenzeiten sind, da diese üblicherweise in
stark emotionalisierten und populistischen Er-
klärungen gipfeln. Sie dienen oft dazu, zornige
und aufgebrachte arabische Massen zu besänf-
tigen, können jedoch gleichzeitig zu großer
Verlegenheit vis-à-vis den USA führen. So ent-
puppte sich auch der trotz allem einberufene
Sondergipfel in Doha als Treffpunkt arabischer
und nicht-arabischer Hardliner; auch der Iran
nahm mit einer von Präsident Ahmadined-
schad persönlich geleiteten Delegation teil.

In seiner Rede auf diesem Gipfel erklärte
Assad die Arabische Friedensinitiative für
tot. Es folgten verbale Schlachten quer durch
die arabische Welt und Assad erntete harsche
Kritik aus dem moderaten Lager. Ein palästi-
nensischer Berichterstatter warf ihm Populis-
mus und kurzsichtige Interessen vor; es sei
unmöglich von einem „Tod“ der Initiative zu
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sprechen, da sie im Kern international aner-
kannte Normen einhalte, die bereits von allen
arabischen Staaten, so auch Syrien, akzeptiert
worden seien. 5

Position der Palästinenser

Die API genießt die volle Unterstützung der
PA und ihres Präsidenten Mahmud Abbas.
Ihnen ist durchaus bewusst, dass die Unter-
stützung der anderen arabischen Staaten pri-
mär auf Eigeninteressen beruht. Doch bietet
ihnen die API einen diplomatischen Schutz-
schirm sowie eine dringend benötigte Stütze
für ihren diplomatischen Kampf auf interna-
tionaler Ebene.

Sowohl die PA als auch die PLO bemühen
sich daher proaktiv um internationale und is-
raelische Unterstützung für die API. So hat
die Palästinensische Autonomiebehörde in
einem bislang beispiellosen Schritt Werbun-
gen in israelischen Tageszeitungen 6 sowie der
Washington Post 7 geschaltet. Auch auf der
Webseite der PLO finden sich ausführliche
Informationen zum Inhalt und möglichen
Implikationen der Initiative. 8

Im Gegensatz zu den von der Fatah domi-
nierten PLO und Autonomiebehörde kann die
Position der Hamas bestenfalls mit „konstruk-
tiver Ambivalenz“ umschrieben werden. Noch
am Tag der offiziellen Verkündung der Initiati-
ve verübten Mitglieder des militärischen Flügels
der Hamas ein Selbstmordattentat in Netanya,
das in Israel als das „Pessach-Massaker“ be-
kannt wurde und bei dem 20 Menschen getötet
und über 100 verletzt wurden. Der damalige
Hamas-Führer Scheich Ahmed Jassin erklärte,
dass der Angriff dem arabischen Gipfel die Bot-
schaft übermittelt habe, „dass das palästinensi-
sche Volk den Kampf für das Land fortsetzen
und sich weiterhin verteidigen wird, ganz gleich
welche Maßnahmen der Feind unternimmt“. 9

Das Pessach-Attentat und die folgende israeli-
sche Wiederbesetzung des Gazastreifens und
des Westjordanlandes führten zu einer Eskalati-
on der zweiten Intifada und die API geriet völ-
lig in den Hintergrund.

Seitdem die API im März 2007 erneut be-
kräftigt wurde, legt die Hamas eine zweideuti-
ge Politik an den Tag. Viele ihrer Führer äu-
ßern sich ablehnend, andere dagegen neutral
oder sogar positiv. Hamas-Führer Ismail Ha-
niyeh war beim Gipfel in Riad im April 2007
anwesend und unterstützte die API insoweit,
als er unterstrich, dass die Hamas die Initiative
zwar nicht ablehne, zugleich aber keinerlei
Kompromisse beim Rückkehrrecht der paläs-
tinensischen Flüchtlinge eingehen würde.

Hamas will ihre Positionen zur API erst
dann offiziell festlegen, wenn die Initiative
von Israel akzeptiert wurde. Was Hamas
heute schon akzeptiert, ist die in der API ge-
äußerte Forderung nach einem palästinensi-
schen Staat auf den im Jahr 1967 von Israel
besetzten Gebieten. Zu den Streitpunkten ge-
hören neben der Frage nach dem Rückkehr-
recht der Flüchtlinge auch die in der Initiative
explizit geforderte Anerkennung des Staates
Israel – was ein innerhalb der Hamas kontro-
vers diskutiertes Thema ist. Folgt man der
herrschenden Meinung in den arabischen
Staaten, wird sich die Hamas trotz allem im
Rahmen des arabischen Konsenses bewegen,
sobald sich erste Erfolge bei der Implemen-
tierung der API zeigen. Dies allerdings hängt
vorrangig vom Verhalten Israels ab.

Israel und die
Arabische Friedensinitiative

Die API bietet Israel das, was das Land seit
seiner Gründung im Jahr 1948 anstrebt. Viele
Jahre lang war es Israels größter Wunsch, ein
solches Angebot unterbreitet zu bekommen.
Weshalb, so ließe sich fragen, reagiert Israel
bislang zurückhaltend? Es scheint, dass die
„dramatische Veränderung“ in der arabischen
Position von der israelischen Regierung ledig-
lich „mit einem Gähnen“ quittiert wurde. 10

Zwar hat die israelische Regierung der Ini-
tiative bis heute weder offiziell zugestimmt
noch lehnte sie sie ab, aber sie benannte

5 Vgl. Al-Arabiya online vom 19. 1. 2009, online:
www.alarabiya.net/programs/2009/01/19/64525.html
(20. 1. 2010).
6 Vgl. Haaretz vom 24. 11. 2008.
7 Vgl. The Washington Post vom 30. 5. 2009.
8 Vgl. „Frequently asked questions on the Arab Peace
Initiative“ auf der Webseite des PLO Negotiations
Affairs Department, online: www.nad-plo.org/nego/
pea ce/arabpea ce.pdf (20. 1. 2010).
9 Zit. in: CNN online vom 27. 3. 2009, online: http://
edition.cnn.com/2002/WORLD/meast/03/27/mideast
(20. 1. 2010). 10 The New York Times vom 21. 2. 2002.
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Punkte, bei denen sie nicht zu Kompromissen
bereit war, wie die palästinensische Flücht-
lingsfrage und den Rückzug bis auf die Gren-
zen von vor dem Sechs-Tage-Krieg. 11

Man könnte argumentieren, Israel begehe
einen historischen Fehler und seine Vorbehalte
gegen die Initiative beruhten auf einer falschen
Interpretation ihres Inhalts. So äußerten viele
israelische Politiker ernste Zweifel an den Be-
weggründen der AL. Ihrer Ansicht nach sind
die Bestimmungen der API – die Anerkennung
des „Land für Frieden“-Prinzips als Vorausset-
zung für multilaterale Gespräche – nicht ak-
zeptabel. 12 Manche bezeichneten die Initiative
als ein inakzeptables „Ultimatum“ der arabi-
schen Staaten; andere wiederum betrachteten
sie als eine „Anleitung“ zur Zerstörung Israels:
Israel sei ohne die Gebiete, die sie laut API den
Palästinensern und im weiteren Schritt den Sy-
rern und dem Libanon überlassen müsste, In-
vasionen ausgeliefert. 13

In dem Maße wie die Hamas nicht bereit ist
auf das Rückkehrrecht der palästinensischen
Flüchtlinge zu verzichten, will Israel sich mit
keinem Lösungsvorschlag befassen, welcher
die palästinensische Flüchtlingsfrage beinhal-
tet. Nur wird in der API das „Rückkehrrecht“
nicht explizit erwähnt. Selbst die Formulie-
rung, wie sie in der gegenwärtigen Fassung be-
nutzt wird, gilt für viele in der arabischen Welt
als „Ausverkauf“ der Flüchtlinge. 14 Es
scheint, dass der genaue Text der API der israe-
lischen Öffentlichkeit wenig bekannt ist, wie
die Äußerung Ehud Olmerts im Jahr 2007 mit
Blick auf die API vermuten lässt: „Ich werde
nie einer Lösung zustimmen, die auf ihrer
Rückkehr nach Israel basiert, egal wie viele es
sind.“ 15

Allerdings hat sich auch die israelische Po-
sition seitdem weiter entwickelt. Kurze Zeit
nach dem obigen Zitat merkte Olmert an,
dass er die Initiative schätze, ihre Bedeutung

anerkenne und sich im Rahmen der Verhand-
lungen zwischen Israel und der palästinensi-
schen Führung weiterhin auf sie beziehen
wolle; er entwickelte sogar die Idee einer re-
gionalen Konferenz, auf der sich die Regio-
nalstaaten über weitere Schritte hinsichtlich
der API austauschen könnten. 16

Auch sein Nachfolger Benjamin Netanjahu
signalisierte Gesprächsbereitschaft zur API als
er erklärte, dass er die Bemühungen der arabi-
schen Staaten, den Friedensprozess vo-
ranzutreiben, sehr schätze und – gleichwohl die
Angebote nicht endgültiger Natur seien – da-
durch eine positive Stimmung erzeugt werden
könne. 17 Israels Standpunkt ist recht eindeutig:
die API kann kein Angebot im Sinne eines
„take-it-or-leave-it“ sein, sondern lediglich eine
Zwischenstufe, die nur in Verhandlungen aus-
gearbeitet werden kann. Israel beharrt auf der
Position, nur einen Teil der im Jahr 1967 besetz-
ten Gebiete zurückzugeben und ist weder be-
reit, Verantwortung für die Notlage der palästi-
nensischen Flüchtlinge zu übernehmen noch
ihr Rückkehrrecht zu akzeptieren.

Was nun?

Israels indifferente Haltung gegenüber der
Initiative verringert keineswegs ihre Bedeu-
tung. Nach Jahrzehnten der innerarabischen
Zwietracht und einem Wettlauf um bilaterale
Lösungen und Abkommen mit Israel, hat es
die API geschafft, die arabischen Staaten auf
eine gemeinsame Vision von einem Frieden,
der ein Mindestmaß an international aner-
kannten palästinensischen und arabischen
Rechten absichert, einzustimmen. Die API
präsentiert einen ausgewogenen Lösungsan-
satz, der die Interessen aller Parteien, Israel
eingeschlossen, berücksichtigt. Daher ist es
ihr auch gelungen, internationale Zustim-
mung und Unterstützung zu gewinnen.

Als Absichtserklärung bleibt die API weiter-
hin ein relevantes Dokument, auch wenn sie für
viele in Israel offensichtlich nicht überzeugend
genug ist. Somit bleibt auch mit dieser Initiative
die 60 Jahre alte Frage unbeantwortet: Was
müsste geschehen, um den arabisch-israelischen

11 Vgl. Haaretz vom 4. 3. 2002.
12 Vgl. Joshua Teitelbaum, The Arab Peace Initiative: a
primer and future prospects, Jerusalem Center for
Public Affairs, Jerusalem 2009.
13 Vgl. The Jerusalem Post vom 28. 3. 2007.
14 So steht in der Initiative: „Further calls upon Israel
to affirm: (. . .) Achievement of a just solution to the
Palestinian refugee problem to be agreed upon in ac-
cordance with U.N. General Assembly Resolution
194.“ API (Anm. 3).
15 The Jerusalem Post vom 30. 3. 2007.

16 Vgl. Olmert hails Arab peace offer as ,revolutionary
change‘ auf CBC online, online: www.cbc.ca/world/
story/2007/03/30/olmert-summit-070330.html (25. 1.
2010).
17 Vgl. The Jerusalem Post vom 24. 7. 2009.
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Konflikt zu lösen und einen überlebensfähigen
Staat für die Palästinenser zu gründen, um zu
einer friedlichen Einigung mit Syrien zu kom-
men, Sicherheit für Israel zu garantieren, Ge-
rechtigkeit für die Flüchtlinge sowie übergrei-
fende Stabilität für die Region herzustellen?
Vermutlich werden die API wie auch andere
Bemühungen zur Beilegung des Konflikts
scheitern, wenn die internationale Gemein-
schaft nicht entschlossen genug Druck auf Is-
rael ausübt, keine weiteren Siedlungen auf be-
setzten Gebieten zu bauen, da dies die Grün-
dung eines palästinensischen Staates zusätzlich
erschwert.

Mit anderen Worten: nun ist Israel am Zug.
Zurzeit ist das Land beunruhigt über die
mutmaßlichen Versuche des Iran, Nuklear-
waffen zu entwickeln – eine Sorge, die viele
in der arabischen Welt teilen. Seine Beziehun-
gen zur Türkei haben sich in Folge des Gaza-
Krieges enorm verschlechtert. Die öffentliche
Meinung in Europa schlägt um zugunsten der
Palästinenser, was sowohl das Risiko eines
Boykotts israelischer Produkte in sich birgt
als auch für militärische und politische Per-
sönlichkeiten Israels wegen Kriegsverbrechen
angeklagt zu werden, wie in Großbritannien
geschehen. 18

In seiner Rede vor Kandidaten für die is-
raelischen Parlamentswahlen im Frühjahr
2009 fasste Akiva Eldar, renommierter Jour-
nalist bei Haaretz, die Entscheidung vor der
Israel stehe in klare Worte: „Sie können die
Initiative unterstützen, so wie sie sie auch ab-
lehnen dürfen. Allerdings können die um das
Vertrauen der Wähler ringenden zionisti-
schen Parteien dem mit Abstand aussichts-
reichsten diplomatischen Entwurf, den Israel
je von den Arabern erhalten hat, nicht aus-
weichen. Jeder Kandidat muss eine eindeutige
Position beziehen, ob die Regierung die Initi-
ative annehmen oder ablehnen wird. Anders
formuliert, was ziehen Sie eher vor: zusam-
men mit 22 arabischen Staaten eine Front
gegen den Iran und seine Agenten zu errich-
ten oder zusammen mit den Siedlern eine
Front gegen den Rest der Welt?“ 19

Heike Kratt

Zivile Konflikt-
bearbeitung
in Israel
und Palästina

Das Denken und die Methoden der Ver-
gangenheit konnten die Weltkriege

nicht verhindern, aber das Denken der Zu-
kunft muss Kriege un-
möglich machen.“ (Al-
bert Einstein) Die Zi-
vile Konfliktbearbei-
tung als Denk- und
Handlungskonzept hat
sich im Rahmen der ge-
sellschaftlichen Um-
brüche entwickeln
können, die das Ende
des Kalten Krieges
kennzeichneten. Sie er-
weiterten den Blick auf politische Akteure:
Es wurde deutlich, dass nicht nur der Staat
und seine Institutionen über Handlungs-
macht verfügen; auch zivile (also nicht-staat-
liche) Akteure wurden als Träger gesellschaft-
lichen Wandels wahrgenommen. In diesem
Sinne stellt der Begriff Zivile Konfliktbear-
beitung die Bedeutung von nicht-staatlichen
Akteuren in den Vordergrund – auch wenn
staatliche Akteure konzeptionell nicht ausge-
schlossen werden. 1

Der Begriff „zivil“ hat eine Doppelbedeu-
tung, die auch für die weitere Bestimmung
der Zivilen Konfliktbearbeitung entscheidend
ist. Zivil wird auch im Sinne von „nicht-mili-
tärisch“ gebraucht. Im Rahmen der Zivilen
Konfliktbearbeitung greift diese Bedeutung
allerdings zu kurz; zivil heißt hier allgemeiner
„nicht gewalttätig“. Die Nichtanwendung
von Gewalt ist damit das übergeordnete Ziel
der Zivilen Konfliktbearbeitung.

Heike Kratt
Dipl.-Pol., geb. 1976; Vorstands-
mitglied des forumZFD e.V., wis-
senschaftliche Mitarbeiterin im
Deutschen Bundestag, Invali-
denstraße 149, 10115 Berlin.
kratt@forumzfd.de

18 Vgl. The Economist vom 17. 12. 2009.
19 Haaretz vom 26. 1. 2009. 1 Vgl. Martin Quack, Ziviler Friedensdienst: Exem-

plarische Wirkungsanalysen, Dissertation an der Uni-
versität zu Köln, Entwurf vom 8. 8. 2008, S. 19.
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Ein Konflikt wird dabei nicht mit Gewalt
gleichgesetzt. Konflikte werden als notwen-
dige Bestandteile von gesellschaftlichen Pro-
zessen definiert. Verhindert werden soll
aber, dass sie gewalttätig ausgetragen wer-
den. Daher ist das Ziel von Ziviler Konflikt-
bearbeitung die gewaltfreie Austragung von
gesellschaftlichen Konflikten. 2 Dabei geht
es nicht nur um die Verhinderung von phy-
sischer Gewalt. Auch dahinter liegende For-
men von struktureller und kultureller Ge-
walt müssen mit einbezogen und bearbeitet
werden.

Zivile Konfliktbearbeitung kann sowohl
durch innergesellschaftliche Akteure als auch
durch sogenannte Drittparteien geleistet wer-
den. In diesem Artikel soll es vor allem um
die zweite Form und speziell um den Zivilen
Friedensdienst (ZFD) in Israel und den palä-
stinensischen Gebieten gehen. Anhand von
zwei Beispielen soll veranschaulicht werden,
wie Zivile Konfliktbearbeitung und Friedens-
förderung praktisch aussehen kann und wel-
che Herausforderungen und Möglichkeiten
dieser Ansatz in dieser spezifischen Region
hat.

Arbeit am Konflikt:
Der Zivile Friedensdienst

Als Gegenmodell zur Entsendung von Soldaten
und Armeen, die Sicherheit garantieren sollen,
stehen beim ZFD Friedensfachkräfte im Mittel-
punkt, die in Methoden der Konfliktbearbei-
tung ausgebildet sind und in Konfliktregionen
entsendet werden. Diese Person(en) mit ihren
spezifischen Fähigkeiten stehen im Mittel-
punkt. Es geht nicht um finanzielle Unterstüt-
zung, sondern darum, durch den gezielten Ein-
satz von geschultem Personal und damit ver-
bundenen Aktivitäten in den Konfliktgebieten
die Gewalt zu verhindern oder zu mindern. Das
setzt einen hohen Anspruch an die Qualifizie-
rung des Personals voraus.

Die Kriege im ehemaligen Jugoslawien
gaben den Anstoß dazu, dass sich diese Idee
im Zusammenwirken von Entwicklungs- und
Friedensdiensten institutionalisierte. Der

ZFD wurde als eigene Programmlinie der
Entwicklungspolitik aufgenommen. Die Zivi-
len Friedensfachkräfte werden damit im Rah-
men des Entwicklungshelfergesetzes entsandt.
Der Dachverbund des Zivilen Friedensdien-
stes in Deutschland ist das Konsortium ZFD,
in dem sich die Trägerorganisationen (sieben
anerkannte Entsendeorganisationen 3 und
ein Dachverband 4) zusammengeschlossen
haben.

„Ziel des ZFD ist, Form und Dynamik
einer Konfliktaustragung mit gewaltfreien
Mitteln dahin zu beeinflussen, dass Gewalt
vermieden oder beendet oder zumindest ge-
mindert wird („working on conflict“).“ 5 Der
ZFD hat dabei den Anspruch, in allen drei
Phasen eines Konfliktes anzusetzen: vor,
während und nach einem gewalttätigen Kon-
flikt. Er sieht sich damit in Abgrenzung und
Ergänzung der konfliktsensiblen Entwick-
lungszusammenarbeit, die nicht am Konflikt,
sondern in einem Konflikt arbeitet („working
in conflict“).

Der ZFD arbeitet grundsätzlich mit loka-
len Partnerorganisationen zusammen. Da-
durch sollen lokale Friedenspotenziale besser
erkannt und genutzt sowie lokale Kräfte ge-
zielt gefördert werden. Die meisten Konsor-
ten entsenden ihre Fachkräfte direkt in be-
stehende lokale Organisationen (integriertes
Modell). 6 Auch die Einflussnahme auf Ge-
waltakteure wird angestrebt. Die gezielte Ko-
operation mit Gewaltakteuren zum Zwecke
der Verhinderung weiterer Gewalt ist nicht
ausgeschlossen. Außerdem sollen auch lokale

2 Vgl. Christoph Weller/Andrea Kirschner, Zivile
Konfliktbearbeitung – Allheilmittel oder Leerformel?
Möglichkeiten und Grenzen eines viel versprechenden
Konzepts, in: Internationale Politik und Gesellschaft, 4
(2005), S. 10–29.

3 Das sind Deutscher Entwicklungsdienst (DED),
Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe (AGEH),
Weltfriedensdienst (WFD), Forum Ziviler Friedens-
dienst (forumZFD), Evangelischer Entwicklungsdienst
(EED), Internationaler Christlicher Friedensdienst
(EIRENE), Christliche Fachkräfte International
(CFI), geordnet nach ihrem prozentualen Finanzanteil
von Seiten des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung; vgl. M. Quack
(Anm. 1), S. 27.
4 Das ist die Aktionsgemeinschaft Dienst für den
Frieden (AGDF).
5 Konsortium ZFD: Standards für den Zivilen Frie-
densdienst. Gemeinsame Grundlage des Konsortiums
Ziviler Friedensdienst bei der Entwicklung von Pro-
jekten, Bonn 2005, S. 2.
6 Das forumZFD bildet hier eine Ausnahme: Die
Fachkraft arbeitet mit lokalen Partnerorganisationen
zusammen, ist aber nicht bei ihnen angesiedelt.
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Friedensfachkräfte im Sinne der Nachhaltig-
keit gezielt beschäftigt und gefördert werden.

Die Friedensfachkräfte in Israel und Paläs-
tina arbeiten an unterschiedlichen geografi-
schen Orten und mit unterschiedlichen Part-
nerorganisationen zusammen. Gemeinsam ist
ihnen, dass sie sich zum Ziel gesetzt haben,
die Konfliktsituationen in Israel und Palästi-
na so zu beeinflussen, dass weniger Gewalt
stattfindet. Wie so etwas in der Praxis ausse-
hen kann, darum soll es in den folgenden Ab-
sätzen gehen.

Jeder Konflikt ist einzigartig

In ihrer Strategie zur Friedensentwicklung
vom Juni 2005 stellt das Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung fest: „Jeder Konflikt ist einzig-
artig und erfordert gezielte Antworten.“ 7 In
diesem Sinne ist natürlich auch der Konflikt
zwischen Israelis und Palästinensern einzig-
artig und erfordert eigene Antworten.

Im Sinne der Zivilen Konfliktbearbeitung
ist es auch nicht möglich von nur einem
Konflikt zu sprechen: Es gibt inzwischen
viele verschiedene Konfliktlinien und Kon-
fliktebenen, die sich auch wechselseitig ver-
stärken. Hier kann es natürlich nicht darum
gehen, alle Aspekte, die in diesem Zusam-
menhang relevant wären zu nennen. Zur
besseren Einordnung der nachfolgenden
Beispiele sollen kurz drei wesentliche, mit-
einander verschränkte Konflikt-Parameter
umrissen werden: die Konfliktlinien zwi-
schen Israelis und Palästinensern als den
Hauptbeteiligten, die Konfliktfelder inner-
halb dieser beiden Großgruppen und die
Akteure im Einzelnen. Wie sich zeigen
wird, sind alle drei Aspekte in sich noch
mehrfach gebrochen. Damit soll vor allem
ausgedrückt werden, in welch komplexem
Feld Zivile Konfliktbearbeitung und Frie-
densförderung hier angesiedelt sind.

Konfliktlinien zwischen Israelis und Paläs-
tinensern: Diese Konfliktlinie verläuft einmal
zwischen dem israelischen Staat und den Pa-
lästinensern in der Westbank und Gaza.

Dann verläuft sie auch innerisraelisch zwi-
schen den jüdischen Israelis in Israel und den
in Israel lebenden israelischen Arabern bezie-
hungsweise Palästinensern mit israelischem
Pass. 8 Beide Konfliktlinien stehen in enger
Wechselwirkung miteinander und verstärken
sich gegenseitig.

Der Kern dieser Konfliktlinie ist ein Terri-
torialkonflikt, der mit der neueren jüdischen
Einwanderung ab Ende des 19. Jahrhunderts
und vor allem ab Beginn des 20. Jahrhunderts
seinen Anfang nahm und sich bis heute in der
Besatzung der palästinensischen Gebiete
(Westbank und Gaza 9) durch Israel und den
nach wie vor umkämpften Grenzen und Res-
sourcen (wie Wasser) ausdrückt.

Dieser Territorialkonflikt war von Anfang
an stark überlagert durch verschiedene
Aspekte, die bis heute die Wahrnehmung von
der jeweils anderen Seite prägen, den Kon-
flikt immer wieder neu anreichern und ihn zu
einem Identitätskonflikt („conflict of identi-
ties“) ausweiten: dazu gehören Religion
(muslimisch versus jüdisch) 10, Nationalismus
(jüdisch-israelisch versus palästinensisch),
Kolonialismus (der „Westen“ in Gestalt der
jüdischen Siedler versus die „Einheimischen“
in Gestalt der palästinensischen Bevölkerung;
dieser Aspekt wird auch als „Moderne“ ver-
sus „Rückständigkeit“ gedeutet) sowie wirt-
schaftliche und soziale Ungleichheiten (jüdi-
sche Einwanderer, die aus industriell gepräg-
ten Ländern kamen versus eine eher
bäuerlich geprägte palästinensische Gesell-
schaft). Hinzu kommen die vielfältigen Ver-
letzungen und Traumata, die sich beide Seiten

7 BMZ, Übersektorales Konzept zur Krisenpräven-
tion, Konfliktbearbeitung und Friedensförderung in
der Deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Eine
Strategie zur Friedensentwicklung, Juni 2005, S. 4.

8 Der Begriff für diese Gruppe ist politisch. Von is-
raelischer Seite werden sie in der Regel als israelische
Araber bezeichnet. Die Bezeichnung Palästinenser mit
israelischem Pass oder in Israel lebende Palästinenser
hebt hervor, dass ihre Wurzeln nicht allgemein ara-
bisch, sondern spezifisch palästinensisch sind.
9 Gaza wird hier noch als besetzt bezeichnet. Auch
wenn die Siedlungen und Militärstützpunkte geräumt
wurden, befindet sich der Gazastreifen in dem Sinne
unter israelischer Besatzung, als dass er nach wie vor
unter der faktischen wirtschaftlichen und militärischen
Kontrolle des israelischen Staates steht.
10 Dies ist eine etwas verkürzte Darstellung, denn es
gibt eine christliche Minderheit in der palästinensi-
schen Gesellschaft und auch einige religiöse Minder-
heiten (z. B. die Drusen) in Israel. Die Mehrheits-
gesellschaften sind aber jeweils muslimisch bzw.
jüdisch und der Konflikt zwischen diesen beiden Reli-
gionen steht im Vordergrund der Wahrnehmung.
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in den Jahrzehnten ihres Konfliktes zugefügt
haben und immer noch zufügen.

Konfliktfeld Minderheiten: Sowohl in Is-
rael als auch in den palästinensischen Gebie-
ten gibt es starke innergesellschaftliche Span-
nungen und Konflikte, die sich in diesem
Feld ansiedeln. Sie werfen eine Vielzahl von
zentralen Fragen für die Zivile Konfliktbear-
beitung und Friedensförderung auf. Im Vor-
dergrund steht dabei der Umgang mit und die
Definition von Minderheiten.

Dabei sind hier nicht nur ethnische oder re-
ligiöse Minderheiten gemeint, sondern auch
im weitesten Sinne von der gesellschaftlichen
Norm abweichende Menschen und Gruppen.
Die innergesellschaftliche Gewalt, die sich
gegen so definierte Minderheiten richtet, wirft
die Frage auf, wie eine Gesellschaft sich poli-
tisch definiert und entwickelt. Hier sind so
wichtige Themen wie die Einhaltung von
Menschenrechten, gleichberechtige Teilhabe,
Meinungs- und Religionsfreiheit, die Rolle der
Religion im Staat, demokratische Strukturen
und Rechtsstaatlichkeit berührt – wichtige
Fragen wenn es darum geht, einen langfristigen
stabilen Frieden in der Region zu erreichen,
der wesentlich darauf beruht, inwieweit das
Ziel eines innergesellschaftlichen Friedens er-
reicht beziehungsweise erhalten werden kann.

Relevante Akteure: Das Bild des Konflikts
wird noch komplexer, wenn zusätzlich die
Akteure ins Blickfeld genommen werden.
Grundsätzlich sollte zwischen internen und
externen Akteuren unterschieden werden. So-
wohl die internen als auch die externen Ak-
teure lassen sich auf drei Ebenen ansiedeln:
die zivilgesellschaftliche oder grassroot-
(Graswurzel-)Ebene (wie Nichtregierungsor-
ganisationen (NRO), Bürgerinitiativen, Ver-
eine), die mittlere Entscheidungsebene (wie
politische Bewegungen und Verbände, Partei-
en, Jugendorganisationen, kommunale Regie-
rungsvertreter) und die Regierungsebene (wie
nationale Regierungsvertreter und staatliche
Institutionen). Alle diese Akteure, ob sie von
innen oder von außen kommen, nehmen in
bestimmter Weise (je nach politischer und
ideologischer Ausrichtung) Einfluss auf den
Konflikt beziehungsweise die Konflikte.

Eine entscheidende Frage für Zivile Kon-
fliktbearbeitung ist immer auch die Frage, mit
welchen Akteuren sinnvoll zusammengearbei-

tet werden sollte oder kann, um einen maxima-
len Einfluss auf die Situation im Sinne einer
Gewaltminderung nehmen zu können. Am
einfachsten ist in der Regel eine Zusammenar-
beit auf der unteren grassroot-Ebene. Die bei-
den anderen Ebenen sind genauso wichtig,
aber häufig schwieriger zu erreichen. Idealer-
weise wird auf allen drei Ebenen gearbeitet
und werden diese miteinander verbunden.

Zwei Fallbeispiele

Wie kann ein Instrument wie der ZFD in
einem solchen Umfeld arbeiten? Das soll im
Folgenden anhand von zwei Beispielen deut-
lich werden, die mit jeweils beiden Konflikt-
parteien zusammenarbeiten. Ihnen ist ge-
meinsam, dass sie den grenzüberschreitenden
Dialog als ein politisches Instrument sehen.
Es geht nicht um sogenannte „Hummus-Tref-
fen“, auf denen sich beide Seiten treffen,
essen, sich kennenlernen und dann wieder in
ihr normales Leben zurückkehren, in dem es
den anderen nicht gibt. Beide Projekte wollen
das gesellschaftliche Verhalten und das politi-
sche Handeln ihrer Zielgruppen ändern.

Gesellschaftlicher Wandel über Grenzen
hinweg: „Mit Israelis an einem Tisch zu sitzen,
war für mich Verrat an der palästinensischen
Sache. Jetzt glaube ich, dass ich mich für Palä-
stina stark mache, indem ich direkt mit Israelis
rede. Schließlich ist es unsere Zukunft, die auf
dem Spiel steht.“ 11 Nimala ist im Jahr 2005
Teil eines trilateralen Leitungsteams des Willy
Brandt Center (WBC) geworden. Ähnlich äu-
ßert sich auch Ido, ebenfalls Mitglied im Lei-
tungsteam des WBC: „Für uns Israelis ist es
wichtig, die Palästinenser auf gleichberechtig-
ter Basis treffen zu können.“

Das WBC ist ein Jugendzentrum auf der
„Grünen Linie“ zwischen Ost- und West-Je-
rusalem. Ziel der Aktivitäten ist die Entwick-
lung von friedenspolitischen (Bildungs-)Kon-
zepten als reale Handlungsalternativen zur
Gewalt durch junge politische und gesell-
schaftliche Entscheidungsträger aus Deutsch-
land, Israel und Palästina. Viele der Aktivitäten
des WBC sind grenzüberschreitend. Seit dem
Jahr 2003 gibt es gemischt palästinensisch-is-
raelische Teams mit deutscher Beteiligung, die
kontinuierlich zusammenarbeiten – auch wäh-

11 Zit. in: Heike Kratt, Miteinander reden, in: Sym-
pathieMagazin, Palästina verstehen, 2008, S. 56.
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rend lokaler Kriege wie dem Libanon-Krieg
im Jahr 2006 und dem Gaza-Krieg im Jahr
2009. Unter dem Dach des Zentrums arbeiten
vier Zivile Friedensfachkräfte und zahlreiche
lokale Mitarbeiter – sowohl von israelischer als
auch palästinensischer Seite.

Die gemischten Leitungsgruppen setzen sich
aus jungen politischen oder gesellschaftlichen
Entscheidungsträgern zusammen. Sie sind Mit-
glieder von Jugendorganisationen und Jugend-
bildungsverbänden – den lokalen Partnerorga-
nisationen des WBC. Diese Leitungsteams tref-
fen sich regelmäßig alle ein bis drei Monate und
legen miteinander die Schwerpunkte und The-
men der gemeinsamen Seminare, Workshops
und Konferenzen fest. Diese können öffentlich
sein oder sich nur an die Mitglieder der Partner-
organisationen richten. So wird sichergestellt,
dass nicht nur wenige Schlüsselakteure erreicht
werden, sondern auch eine breitere Basis. Es
gibt auch getrennte Seminare und Workshops
nur mit israelischer oder palästinensischer Be-
teiligung. Diese werden von den einzelnen
Teammitgliedern und ihren Organisationen ge-
plant – mit Beratung und Unterstützung durch
die deutsche Fachkraft. Diese Einzelseminare
stehen mit den gemeinsamen Aktivitäten inhalt-
lich in Verbindung.

Die Rolle der deutschen Friedensfachkraft
ist vor allem die des moderierenden Vermitt-
lers (facilitator), der die Gespräche und Akti-
vitäten der beiden Seiten erleichtert, vermit-
telt und strukturiert. Sie versucht, den politi-
schen Gewinn, den beide Seiten von
Kooperationen haben können, herauszuar-
beiten. Auf diese Weise schafft sie Möglich-
keiten und Wege sinnvoller Kooperationen,
von denen beide Seiten profitieren können.

Aufbau von zivilgesellschaftlichen Dialog-
strukturen: „Unsere Arbeit wird in der eigenen
Gesellschaft oft missverstanden. Ich verstehe
die Einwände gegen Dialogprojekte. Wenn sie
schlecht angegangen werden, können sie viel
Schaden anrichten. Deshalb sind wir sehr an-
spruchsvoll mit uns selber. All unsere Projekte
basieren auf der Realität, nämlich dass wir
unter Besatzung stehen. Ich erkläre immer,
dass auch wir mit unseren Dialogprojekten
gegen die Besatzung kämpfen“, 12 so Noah Sa-

lameh, Direktor des Center for Conflict Reso-
lution and Reconciliation (CCRR). 13

Die Kooperation zwischen dem DED und
dem palästinensischen CCRR besteht seit sie-
ben Jahren. Das CCRR hat ein breites Reper-
toire an Aktivitäten – darunter sind auch Dia-
logprojekte mit israelischen Partnerorganisa-
tionen wie Rabbis for Human Rights (RHR)
in Jerusalem. 14 Das ist nicht nur ein schwieri-
ges, sondern auch ein mutiges Unterfangen,
denn das Verständnis in den palästinensischen
Gebieten für solche Projekte ist unter den
schwierigen Bedingungen der Besatzung sehr
gering. Doch das CCRR und die RHR sehen
den Dialog als ein gewaltfreies Mittel, um die
politischen Verhältnisse zu verändern, das
heißt die Besatzung gewaltfrei zu bekämpfen.

Ein Projekt, das der DED seit Anfang des
Jahres 2007 in Kooperation mit beiden loka-
len Organisationen umsetzt, ist der Aufbau
von interreligiösen Dialogstrukturen zwi-
schen religiösen Führungspersönlichkeiten
der drei großen monotheistischen Religionen
– Christentum, Islam und Judentum. Es ar-
beitet zu diesem Zweck sowohl in Israel als
auch in Palästina. Ähnlich wie bei den Pro-
jekten des WBC wird mit wenigen Schlüssel-
akteuren als Multiplikatoren aus lokalen
Partnerorganisationen gearbeitet, wobei
gleichzeitig die nachhaltige Weitergabe an
eine größere Zielgruppe sichergestellt werden
soll. Ein wichtiges Kriterium für die Auswahl
der religiösen Würdenträger war deshalb
deren Anbindung an die lokale Bevölkerung.

Im Jahr 2009 haben drei Runden multireli-
giöser Treffen stattgefunden, unter anderem
zum Thema „Die Anderen in meiner Religion
und meine Religion in der Sicht der Anderen“.
Zur Vor- und Nachbereitung dieser Treffen gab
es jeweils unireligiöse Gesprächsrunden. Die
Zivile Friedensfachkraft unterstützt und berät
das CCRR und die RHR bei der Umsetzung
dieses Projektes. Sie macht Eingaben zu mögli-
chen Inhalten, begleitet die Veranstaltungen, ar-
beitet die Resultate auf und macht Hinter-
grundforschung zu den ausgewählten Themen.

Diese Anstrengungen werden oftmals
durch die politischen Entwicklungen unter-

12 Zit. in: Jonas Geith, Dialog gegen Besatzung?
Grenzüberschreitende Arbeit in Israel/Palästina, in:
dedBrief, 1 (2009) 46, S. 11 f.

13 Siehe Webseite, online: www.ccrr-pal.org (2. 2.
2010).
14 Siehe Webseite, online: www.rhr.org.il (2. 2. 2010)
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graben. Dies nährt auch bei überzeugten Teil-
nehmenden Zweifel, ob Dialogarbeit der rich-
tige Ansatz ist, um einem gerechten Frieden
näherzukommen. „Es vergeht kein Tag ohne
dass ich mich frage, ob die Voraussetzungen
für unsere Tätigkeit im grenzüberschreitenden
Bereich überhaupt noch bestehen. Auf der an-
deren Seite muss gefragt werden: was ist die
Alternative?“, so der Leiter des CCRR. 15

Praktische Herausforderungen

Welche Herausforderungen sind es, mit
denen der ZFD vor Ort umgehen muss? In
den Praxisbeispielen wurden sie angespro-
chen, hier sollen die drei wichtigsten noch
einmal exemplarisch dargestellt werden:

� Das vorherrschende Misstrauen gegenein-
ander und gegen die Wirksamkeit von ge-
meinsamem friedenspolitischem Engage-
ment begrenzt die Vermittelbarkeit von
friedenspolitischen Alternativen über Be-
gegnungen und Dialog.

� Die Asymmetrie des Konflikts – so die mi-
litärische, wirtschaftliche und politische
Überlegenheit Israels versus der hohen Ab-
hängigkeit der Palästinenser – mit den je-
weils unterschiedlichen Auswirkungen er-
zeugt sehr verschiedene Lebenswelten und
Bedürfnisse. Diese begrenzen die Ange-
bote, die von beiden Seiten angenommen
werden können und die Energie, die sich
auf positive Veränderungen richten kann.

� Die politischen Krisen in Israel, Palästina
und der ganzen Region fördern nicht nur
Resignation und Gleichgültigkeit gegen-
über politischen Prozessen, sondern be-
grenzen die Wirksamkeit von friedenspoli-
tischer Arbeit unmittelbar. Ihr steht ein
ganzer Apparat aus Politikfeldern und Ak-
teuren gegenüber, der in eine ganz andere
Richtung arbeitet und Ansätze einer nach-
haltigen Friedenspolitik ständig unter-
gräbt. 16

Ein Fazit der Möglichkeiten

Jeder Konflikt ist einzigartig – und hochgra-
dig komplex. Gezielte Antworten werden
deshalb nie einfach sein können. Im Folgen-
den trotzdem der Versuch eines Fazits der
Möglichkeiten des ZFD in Israel und Palästi-
na:

� Israelisch-palästinensische Kooperationen
und Kommunikationsprozesse sind mög-
lich. Sinnvoll sind sie nur mit einem für alle
Seiten klar definierten Rahmen und Ziel.
Die unterschiedlichen Erwartungen, Be-
dürfnisse und Möglichkeiten beider Seiten
müssen beachtet werden.

� Beide Seiten müssen bei einer direkten Kom-
munikation profitieren können. He-
rauszufinden, was dieser Gewinn sein
könnte, kann eine wichtige Aufgabe einer
Drittpartei, wie einer Friedensfachkraft sein.

� Dialog ist nicht der Königsweg der Frie-
densförderung. Getrennte Arbeit nur mit
israelischer oder palästinensischer Beteili-
gung kann ein genauso wichtiger Beitrag
zur Konfliktbearbeitung und Friedensför-
derung sein wie direkte Kooperationen.

� Langfristige Programme und eine kontinu-
ierliche Präsenz vor Ort ist eine wesentli-
che Voraussetzung dafür, dass an den struk-
turellen Ursachen der Gewalt gearbeitet
werden kann.

� Wichtig ist, dass verschiedene Ansätze mit-
einander kombiniert werden, parallel an
verschiedenen Konfliktlinien und -feldern
gearbeitet wird und dabei eine stabile
Struktur geboten wird.

Grundvoraussetzung ist es, die Bedeutung
des Wortes „zivil“ auch ernst zu nehmen: Ein
zivil-militärischer Ansatz wäre das Gegenteil
und damit auch das Ende vom ZFD.

15 Zit. in: J. Geith (Anm. 13).
16 Vgl. Heike Kratt, Nachhaltigkeit von politischer
Friedensarbeit mit jungen Erwachsenen im Rahmen
des Zivilen Friedensdienstes in Israel und Palästina, in:
Christine Hofmann/Thomas Lämmer-Gamp (Hrsg.),
Nachhaltigkeit in der Praxis. Ideale, Widerstände,
Machbares, Berlin 2007, S. 76–90.
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